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Importstopp für Froschschenkel 


Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Antrag — Drucksache 10/2868 — wird abgelehnt. 

Bonn, den 23. Mai 1985 

Der Ausschuß für Ernährung» Landwirtschaft und Forsten 


Dr. Schmidt (Gellersen) Schartz (Trier) 

Vorsitzender Berichterstatter 



Drucksache 10/3423 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Bericht des Abgeordneten Schartz (Trier) 


Der am 13. Februar 1985 gestellte Antrag der Abge- 
ordneten Frau Dr. Bard und der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN wurde in der 137. Sitzung des Deutschen Bun- 
destages am 14. Mai 1985 dem Ausschuß für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten zur Beratung 
überwiesen. Dieser Ausschuß hat die Vorlage in sei- 
ner Sitzung am 22. Mai 1985 beraten und mehrheit- 
lich Ablehnung beschlossen. Die Entscheidung er- 
ging gegen die Stimme der antragstellenden Frak- 
tion im Ausschuß und weitere Gegenstimmen aus 
der Fraktion der SPD. 

Bei dem Antrag geht es um folgendes: 

Die Antragsteller verfolgen ein Ersuchen an die 
Bundesregierung, 

1. die Aufnahme des asiatischen Ochsen- oder Ti- 
gerfrosches (Rana tigerina DAUDIN) in den An- 
hang II des Washingtoner Artenschutzüberein- 
kommens (WA) zu beantragen, 

2. ein Importverbot für Froschschenkel zu erlassen 
auf Grund des Verdachts tierschutzwidrigen Tö- 
tens der Frösche. 

Die Antragsteller sind der Auffassung, die hohen 
Ausfuhren von Froschschenkeln aus Bangladesh 
und Indien, insbesondere in die EG und in die USA, 
hätten zu einem gefährlichen Rückgang dieser 
Tierart geführt. Der Rückgang der Bestandszahlen 
ohne Schrumpfung der entsprechenden Biotope 
stelle eine Gefährdung dar. Versuche Indiens und 
von Bangladesh, dem entgegenzuwirken, seien bis- 
her ohne sichtbaren Erfolg geblieben, so daß ein 
internationales Eingreifen erforderlich sei. Neben 
der Gefährdung dieser Tierart rechtfertigten die 
mit dem Rückgang der Bestandszahlen verbunde- 


nen ökologischen und gesundheitlichen Probleme 
den politischen Einsatz. Durch den Bestandsrück- 
gang scheide der Frosch in den Reisfeldern als 
Schädlingsbekämpfer aus und öffne den Weg für 
den Einsatz von Pestiziden. 

Die für den Export bestimmten Froschschenkel 
würden in diesen Ländern in der Weise gewonnen, 
daß die Frösche lebendig zweigeteilt würden und 
erst nach längerer Zeit verendeten. Dies verstoße 
gegen das deutsche Tierschutzgesetz. Die Bundes- 
regierung sollte die gesetzlichen Voraussetzungen 
dafür schaffen, daß Importe verboten werden könn- 
ten, wenn der Verdacht bestehe, die Tötung der 
Tiere sei nicht tierschutzgerecht erfolgt. 

Bei den Beratungen im Ausschuß stieß der Antrag 
auf breiten Widerstand. Es ergab sich, daß die Bun- 
desregierung den Antrag zu 1. im Rahmen des WA 
bereits gestellt hatte, als die Vorlage eingebracht 
wurde. Dem Antrag ist auf der jüngster) Arten- 
schutzkonferenz in diesem Monat in Buenos Aires 
entsprochen worden. Hinsichtlich des Antrags zu 2. 
war der Ausschuß der Auffassung, daß die Normen 
des deutschen Tierschutzrechts nicht weltweite 
Geltung beanspruchen könnten. Für ein Einfuhr- 
verbot tierschutzwidrig getöteter Frösche fehle im 
Tierschutzgesetz die Rechtsgrundlage. Im übrigen 
sei für eine solche im Grunde handelspolitische 
Maßnahme auch eine Brüsseler Zuständigkeit ge- 
geben. Aus allen diesen Gründen lehnte der Aus- 
schuß mit einer großen Mehrheit den Antrag ab. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten empfiehlt dem Deutschen Bundestag da- 
her, den Antrag abzulehnen. 


Bonn, den 23. Mai 1985 


Schartz (Trier) 

Berichterstatter 
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